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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 9 SB 9/14 BH 
 
L 3 SB 1472/14 (LSG Baden-Württemberg) 
S 1 SB 3502/13 (SG Karlsruhe) 
 
 
 
…………………………, 
 
 
 Klägerin und Antragstellerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Regierungspräsidium Stuttgart, 
Landesversorgungsamt, 
Ruppmannstraße 21, 70565 Stuttgart, 
 
 Beklagter. 
 

 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. August 2014 durch den  

Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   O t h m e r    und   Dr.  R ö h l     

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 26. Juni 2014 Prozess-

kostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt B.          aus K.          beizuordnen, wird abgelehnt.  
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G r ü n d e :  

 

Mit Urteil vom 26.6.2014 hat das LSG Baden-Württemberg einen wegen Verschlechterung ihres 

Gesundheitszustandes geltend gemachten Anspruch der Klägerin auf Feststellung eines höhe-

ren Grades der Behinderung (GdB) als 40 verneint. Mit am 4.7.2014 beim BSG eingegangenen 

Schreiben hat die Klägerin einen Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) unter 

Vorlage einer Erklärung über ihre persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse gestellt und 

die Beiordnung von Rechtsanwalt B.       aus K.          beantragt.  

 

Der Antrag auf PKH ist abzulehnen. PKH ist nur zu bewilligen, wenn die beabsichtigte Rechts-

verfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 114 ZPO). An 

der erforderlichen Erfolgsaussicht fehlt es hier. Es ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener 

Prozessbevollmächtigter (§ 73 Abs 4 SGG) in der Lage wäre, die von der Klägerin angestrebte 

Nichtzulassungsbeschwerde erfolgreich zu begründen.  

 

Hinreichende Erfolgsaussicht hat eine Nichtzulassungsbeschwerde nur, wenn einer der in § 160 

Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Gründe für eine Zulassung der Revision mit Erfolg gel-

tend gemacht werden kann. Danach darf die Revision nur zugelassen werden, wenn die 

Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), das Urteil von einer Ent-

scheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes 

(GmSOGB) oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abwei-

chung beruht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) oder ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). Von diesen Zulas-

sungsgründen lässt sich nach Aktenlage und der Berücksichtigung der Entscheidungsgründe 

des Urteils des LSG und des Vortrags der Klägerin keiner feststellen.  

 

Grundsätzliche Bedeutung im Sinne dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie 

eine Rechtsfrage aufwirft, die allgemeine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung besitzt 

(vgl BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 1500 § 160a Nr 39) und die Anwen-

dung mindestens einer Vorschrift des Bundesrechts betrifft (s § 162 SGG). Die Frage muss 

außerdem klärungsbedürftig sein. Das ist grundsätzlich nicht der Fall, wenn die Antwort darauf 

von vornherein praktisch außer Zweifel steht (vgl BSGE 40, 40 = SozR 1500 § 160a Nr 4) oder 

bereits höchstrichterlich entschieden ist (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 13, 65). Rechtsfragen, 

die in diesem Sinne klärungsbedürftig sein könnten, sind hier nicht ersichtlich. Das LSG hat in 

seiner Entscheidung die Feststellung eines GdB von über 40 abgelehnt, weil die bei der Kläge-

rin insgesamt bestehenden funktionalen Einschränkungen aufgrund der Gesundheitsstörungen 

auf psychiatrischem und orthopädischem Fachgebiet keine höhere Bewertung zuließen. Dabei 

hat das LSG unter Auswertung des gesamten Streitstoffes den Anspruch der Klägerin abge-

lehnt, weil rechtlich und tatsächlich die Voraussetzungen für die Feststellung eines höheren 

GdB als 40 nicht vorlägen. Bei der rechtlichen Bewertung hat sich das LSG auf die Rechtspre-
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chung des BSG gestützt. Eine in diesem Zusammenhang bestehende klärungsbedürftige 

Rechtsfrage, zu der insbesondere noch keine Rechtsprechung des BSG vorliegt, ergibt sich 

weder aus den Akten noch aus dem Vorbringen der Klägerin.  

 

Eine Zulassung nach § 160 Abs 2 Nr 2 SGG scheidet ebenfalls aus. Die danach erforderliche 

Abweichung (Divergenz) ist gegeben, wenn das angefochtene Urteil auf einer bestimmten 

Rechtsauffassung beruht, die zu der in einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des 

BVerfG zu Grunde gelegten Rechtsansicht in Widerspruch steht. Eine Divergenz liegt nicht 

schon vor, wenn die angefochtene Entscheidung nicht den Kriterien entsprechen sollte, die das 

BSG, der GmSOGB oder das BVerfG aufgestellt hat, sondern erst dann, wenn das LSG diesen 

Kriterien ausdrücklich widersprochen, also andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Davon 

kann hier nicht ausgegangen werden. Vielmehr hat sich das LSG an der Rechtsprechung des 

BSG orientiert.  

 

Zudem ist auch kein Verfahrensmangel ersichtlich, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG zur Zu-

lassung der Revision führen könnte. Ein solcher lässt sich jedenfalls weder dem Vorbringen der 

Klägerin noch den vorliegenden Gerichtsakten entnehmen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 

nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine 

Verletzung des § 128 Abs 1 S 1 SGG (Grundsatz der freien richterlichen Beweiswürdigung) und 

auf eine Verletzung des § 103 SGG (Erforschung des Sachverhalts von Amts wegen) nur ge-

stützt werden kann, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinrei-

chende Begründung nicht gefolgt ist. Dass ein unter diesen einschränkenden Voraussetzungen 

rügbarer Verfahrensmangel in dem angestrebten Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde 

geltend gemacht werden könnte, ist hier nicht ersichtlich.  

 

Da der Klägerin nach all dem keine PKH zusteht, kann sie auch nicht die Beiordnung eines 

Rechtsanwalts beanspruchen (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 121 ZPO).  

 

 

5 

6 

7 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESSOZIALGERICHT

